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Promotionsordnung der Fakultät für Wirt-
schaftswissenschaften der Universität Bielefeld
vom 1. Oktober 2009

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 67 Abs. 3 des
Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nord-
rhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 31.
Oktober  2006 (GV. NRW S. 474), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes zur Reform der Leh-
rerausbildung (Lehrerausbildungsgesetz – LABG)
vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 313) hat die Fakul-
tät für Wirtschaftswissenschaften der Universität
Bielefeld die folgende Promotionsordnung erlassen:
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§ 1
Doktorgrad

(1) Die Fakultät für Wirtschaftswissenschaften der
Universität Bielefeld verleiht den Grad eines Doktors
der Wirtschaftswissenschaften (Dr. rer. pol.) auf-
grund einer selbstständigen wissenschaftlichen Ab-
handlung (Dissertation) und einer mündlichen Prü-
fung (Disputation). Die Promotion dient dem Nach-
weis besonderer wissenschaftlicher Kenntnisse und
Fähigkeiten auf dem Gebiet der Wirtschaftswissen-
schaften.

(2) Auf Antrag wird der Grad in der Form einer Dok-
torin der Wirtschaftswissenschaften (Dr. rer. pol.)
verliehen.

(3) Die Verleihung des akademischen Grades eines
Doktors der Wirtschaftswissenschaften setzt voraus:

1. Die Annahme als Doktorandin oder Doktorand,
2. die Eröffnung des Promotionsverfahrens,
3. die Annahme der wissenschaftlichen Abhand-

lung,
4. das Bestehen der mündlichen Prüfung.

(4) Die Fakultät für Wirtschaftswissenschaften bietet
für Kandidatinnen und Kandidaten am Promotions-
verfahren zur Zeit einen strukturierten Promotions-
studiengang im Rahmen der „Bielefeld Graduate
School of Economics and Management“ (BiGSEM)
an. Näheres zu diesem Promotionsstudiengang
regelt die Studienordnung. Die erfolgreiche Teilnah-
me an dem Promotionsstudiengang ist keine Vor-
aussetzung für die Promotion.

(5) Für besondere Verdienste auf dem Gebiet der
Wirtschaftswissenschaften kann der Grad eines
Doktors der Wirtschaftswissenschaften ehrenhalber
(Dr. rer. pol. h. c.) gemäß § 20 verliehen werden.
Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 2
Promotionskollegium

(1) Das Promotionskollegium besteht aus allen Pro-
fessorinnen oder Professoren und habilitierten Mit-
gliedern der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften
sowie den promovierten Mitgliedern der Fakultäts-
konferenz. Gehört der Gruppe der akademischen
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter in der Fakultäts-
konferenz kein promoviertes Mitglied an, so wird von
der Fakultätskonferenz eine promovierte wissen-
schaftliche Mitarbeiterin oder ein promovierter wis-
senschaftlicher Mitarbeiter in das Promotionskollegi-
um gewählt.

(2) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der
anwesenden Mitglieder des Promotionskollegiums in
offener Abstimmung gefasst. Stimmenthaltungen
sind unzulässig. Die Dekanin oder der Dekan hat
den Vorsitz und führt die Geschäfte. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet ihre oder seine Stimme.

(3) Das Promotionskollegium entscheidet über die
Annahme als Doktorandin oder Doktorand und führt
das Promotionsverfahren durch.

§ 3
Voraussetzungen für den Zugang zum Promoti-

onsverfahren

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat beantragt den
Zugang zum Promotionsverfahren bei der Dekanin
oder dem Dekan. Dem Antrag sind die folgenden
Unterlagen beizufügen:

1. Lebenslauf,
2. Nachweis über den Studienabschluss,
3. Erklärung der Kandidatin oder des Kandidaten

über frühere Promotionsverfahren,
4. kurze Darstellung des Promotionsvorhabens,
5. Vorschläge für in der Regel zwei Betreuerinnen

oder Betreuer des Promotionsvorhabens.
Das Promotionskollegium kann verlangen, dass
Unterlagen und Zeugnisse, die nicht in deutscher
Sprache ausgestellt sind, zusammen mit einer be-
glaubigten Übersetzung vorgelegt werden.

(2) Der Zugang zum Promotionsverfahren setzt in
der Regel vorbehaltlich der Regelungen in den Ab-
sätzen 3 bis 7 je nach Promotionsfach einen wirt-
schaftswissenschaftlichen Abschluss bzw. einen
Abschluss in Statistik bzw. Mathematik mit Schwer-
punkt Statistik mit der Mindestnote „gut” als Ab-
schluss eines einschlägigen achtsemestrigen Stu-
diengangs an einer Universität voraus, für den ein
anderer Grad als Bachelor verliehen wird. Auf Be-
schluss des Promotionskollegiums kann von dem
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Erfordernis des gehobenen Prädikats abgesehen
werden, wenn die wissenschaftliche Qualifikation der
Kandidatin oder des Kandidaten dies rechtfertigt.
Das Promotionskollegium kann in diesem Fall der
Kandidatin oder dem Kandidaten die Auflage ma-
chen, zusätzliche bewertete Kenntnisse von bis zu
40 Kreditpunkten mit einer Durchschnittsnote von
mindestens „gut“, entsprechend den fächerspezifi-
schen Bestimmungen  für die Masterstudiengänge
Wirtschaftwissenschaften und Wirtschaftsmathema-
tik der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften im
Bereich der Wirtschaftswissenschaften zu erwerben
und darüber Nachweise zu erbringen.

(3) Kandidatinnen oder Kandidaten, die einen ein-
schlägigen achtsemestrigen nicht wirtschaftswissen-
schaftlichen Studiengang an einer Universität min-
destens mit der Note „gut” abgeschlossen haben,
können auf Beschluss des Promotionskollegiums
zum Promotionsverfahren Zugang erhalten, wenn sie
je nach Promotionsfach über hinreichende Grundla-
gen für eine Promotion in Wirtschaftswissenschaften
bzw. Statistik verfügen. Das Promotionskollegium
kann es, soweit die Besonderheiten des Studien-
gangs es rechtfertigen, der Kandidatin oder dem
Kandidaten zur Auflage machen, zusätzliche bewer-
tete Studienleistungen von bis zu 40 Kreditpunkten
mit einer Durchschnittsnote von mindestens „gut“,
entsprechend den fächerspezifischen Bestimmungen
für die Masterstudiengänge Wirtschaftwissenschaf-
ten und Wirtschaftsmathematik der Fakultät für Wirt-
schaftswissenschaften aus den folgenden Promoti-
onsfächern nachzuweisen:
1. Wirtschaftswissenschaften (Betriebswirtschafts-

lehre, Volkswirtschaftslehre oder Wirtschaftsma-
thematik) und

2. Statistik (inklusive Ökonometrie und empirische
Sozialforschung).

(4) Doktorandinnen oder Doktoranden, die an der
BiGSEM angenommen sind und nicht die Vorausset-
zungen nach § 3 Abs. 3 verfügen, erhalten Zugang
zum Promotionsverfahren ohne weitere Auflagen,
wenn sie an den Kursen der BiGSEM erfolgreich
teilnehmen.

(5) Kandidatinnen oder Kandidaten, die über einen
Abschluss mit einer Gesamtnote von mindestens
„gut“ eines wirtschaftswissenschaftlichen Fachhoch-
schulstudiengangs im Sinne des Hochschulgesetzes
verfügen, erhalten auf Beschluss des Promotions-
kollegiums mit der folgenden Auflage zum Promoti-
onsverfahren Zugang: Erwerb von 40 Kreditpunkten
mit einer Durchschnittsnote von mindestens „gut“,
entsprechend den fächerspezifischen Bestimmungen
für die Masterstudiengänge Wirtschaftwissenschaf-
ten und Wirtschaftsmathematik der Fakultät für Wirt-
schaftswissenschaften, im Rahmen eines zweise-
mestrigen promotionsvorbereitenden Studiums an
der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Uni-
versität Bielefeld. In begründeten Ausnahmefällen
können auch entsprechende promotionsvorbereiten-
de Studien an wirtschaftswissenschaftlichen Fakul-
täten anderer Universitäten zugelassen werden.

(6) Für Kandidatinnen oder Kandidaten, die über
einen berufsqualifizierenden Abschluss im Bereich
der Wirtschaftswissenschaften oder eine andere
einen derartigen  Studiengang abschließende Prü-
fung mit einer Gesamtnote von mindestens „gut”
nach einem einschlägigen wissenschaftlichen Studi-
um mit einer Regelstudienzeit von wenigstens sechs

Semestern verfügen oder die einen Bachelor Stu-
diengang im Bereich der Wirtschaftswissenschaften
abgeschlossen haben, gelten die Bestimmungen von
Absatz 5 entsprechend.

(7) Kandidatinnen oder Kandidaten, die über ein
Masterstudium im Sinne des § 61 Abs. 2 Satz 2 HG
mit der Gesamtnote von mindestens „gut” verfügen,
werden zum Promotionsverfahren zugelassen. Es
gelten die Regelungen von Absatz 3 entsprechend.

(8) Ausländische Examina, die einem deutschen
Abschluss mit der Mindestnote „gut” gleichwertig
sind, werden anerkannt. Über die Gleichwertigkeit
ausländischer Examina entscheidet das Promotions-
kollegium unter Berücksichtigung der von der Kul-
tusministerkonferenz und der Hochschulrektoren-
konferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen; bei
Zweifeln an der Gleichwertigkeit kann die Zentral-
stelle für ausländisches Bildungswesen angehört
werden. Gegebenenfalls kann die Zulassung unter
Auflagen ausgesprochen werden.

(9) Sind die jeweiligen Voraussetzungen nach Maß-
gabe der Absätze 2 bis 8 erfüllt, erhält der Kandidat
oder die Kandidatin Zugang zum Promotionsverfah-
ren.

(10) Beschließt das Promotionskollegium über Aufla-
gen im Sinne der Absätze 2 bis 6, so legt es fest,
dass diese Auflagen vor der Eröffnung des Promoti-
onsverfahrens zu erbringen sind.

(11) Der Zugang zum Promotionsverfahren ist abzu-
lehnen, wenn sich die Kandidatin oder der Kandidat
bei einer anderen Hochschule im Geltungsbereich
des Grundgesetzes  einem wirtschaftswissenschaft-
lichen Promotionsverfahren unterzogen hat.

§ 4
Annahme als Doktorandin oder Doktorand

(1) Nach dem Beschluss über den Zugang  zum
Promotionsverfahren beschließt das Promotionskol-
legium mit der Billigung des Promotionsvorhabens
über die Annahme als Doktorandin oder Doktorand.

(2) Billigt das Promotionskollegium das Promotions-
vorhaben, so bestellt es zwei Betreuerinnen oder
Betreuer, die die Durchführung des Promotionsvor-
habens begleiten und die Doktorandin oder den
Doktoranden bei der Anfertigung der Dissertation
beraten. In diesem Fall ist die Kandidatin oder der
Kandidat als Doktorandin oder Doktorand ange-
nommen.

(3) Findet das Promotionsvorhaben nicht die Billi-
gung des Promotionskollegiums, so teilt die Dekanin
oder der Dekan dies der Kandidatin oder dem Kan-
didaten unter Angabe der Gründe schriftlich mit. In
diesem Falle hat die Kandidatin oder der Kandidat
die Möglichkeit, ihr oder sein Promotionsvorhaben
abzuändern und erneut zur Billigung durch das Pro-
motionskollegium einzureichen.

(4) Die Annahme als Doktorandin oder Doktorand
und der Zugang zum Promotionsverfahren gilt als
widerrufen, wenn der Antrag auf Eröffnung des Pro-
motionsverfahrens (§ 7) nicht innerhalb von fünf
Jahren gestellt wird. Das Promotionskollegium kann
eine Fristverlängerung beschließen.
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§ 5
Betreuerin oder Betreuer

(1) Betreuerin oder Betreuer können unbeschadet
des Absatzes 2 nur die Professorinnen oder Profes-
soren oder habilitierten Mitglieder der Fakultät für
Wirtschaftswissenschaften sein. Auch die bereits in
Ruhestand versetzten bzw. emeritierten Professorin-
nen und Professoren der Fakultät können als Bet-
reuerinnen oder Betreuer bestellt werden.

(2) Mindestens eine Betreuerin oder ein Betreuer
muss Professorin oder Professor an der Fakultät für
Wirtschaftswissenschaften der Universität Bielefeld
sein. Bei interdisziplinären  Forschungsvorhaben
kann auch eine Professorin oder ein Professor oder
ein habilitiertes Mitglied einer anderen Fakultät der
Universität Bielefeld als Betreuerin oder Betreuer
bestellt werden. In besonderen Fällen kann auch
eine Professorin oder ein Professor oder ein habili-
tiertes Mitglied einer auswärtigen Fakultät als
Betreuerin oder Betreuer bestellt werden.

(3) Einer der beiden Betreuerinnen oder Betreuer
wird auf Vorschlag der Doktorandin oder des Dokto-
randen bestellt. Dem zweiten Vorschlag der Dokto-
randin oder des Doktoranden kommt keine bindende
Wirkung zu.

(4) Das Promotionskollegium kann eine Betreuerin
oder einen Betreuer auf deren oder dessen Wunsch
oder auf Wunsch der Doktorandin oder des Dokto-
randen durch eine andere oder einen anderen erset-
zen. Abs. 3 gilt entsprechend.

(5) Scheidet eine Betreuerin oder ein Betreuer wäh-
rend der Durchführung des Promotionsvorhabens
aus der Universität Bielefeld aus, so kann das Pro-
motionskollegium eine neue Betreuerin oder einen
neuen Betreuer bestellen. Legt eine Betreuerin oder
ein Betreuer aus wichtigem Grunde während der
Durchführung des Promotionsvorhabens die Betreu-
ung nieder, so muss das Promotionskollegium eine
neue Betreuerin oder einen neuen Betreuer bestel-
len. Abs. 3 gilt entsprechend.

§ 6
Dissertation

(1) Als Dissertation ist eine selbstständige wissen-
schaftliche Abhandlung aus dem Gebiet der Wirt-
schaftswissenschaften anzufertigen, in der die Dok-
torandin oder der Doktorand die Fähigkeit zur selbst-
ständigen wissenschaftlichen Arbeit nachweist und
die ein wirtschaftswissenschaftlich beachtliches
Ergebnis enthalten muss. Als Dissertation kann auch
eine interdisziplinäre wissenschaftliche Arbeit ange-
fertigt werden, wenn sie ein wirtschaftswissenschaft-
lich beachtliches Ergebnis enthält.

(2) Rechtfertigt es die Eigenart des Themas, kann an
Stelle einer Einzelarbeit auch eine Teamarbeit vor-
gelegt werden, wenn die Beiträge der einzelnen
Bearbeiter zu der Teamarbeit eindeutig abgrenzbar
sind und getrennt bewertet werden können. Als Pro-
motionsleistung werden nur die Beiträge der Dokto-
randin oder des Doktoranden zu der Teamarbeit
berücksichtigt.

(3) Die Dissertation kann auf mehreren Einzelarbei-
ten beruhen und aus Forschungsarbeiten mit Ande-
ren entstanden sein, die ab dem Zeitpunkt der An-
nahme als Doktorandin oder Doktorand erstellt wur-

den sowie unter einer gemeinsamen wissenschaftli-
chen Fragestellung entstanden sind. Die kumulative
Dissertation muss eine Abhandlung über den wis-
senschaftlichen Zusammenhang enthalten. Insge-
samt muss diese Form der Dissertation den wissen-
schaftlichen Rang einer Einzelarbeit haben. Absatz 2
gilt entsprechend.

(4) Die Dissertation ist in deutscher oder englischer
Sprache einzureichen.

§ 7
Eröffnung des Promotionsverfahrens

(1) Die Doktorandin oder der Doktorand beantragt
die Eröffnung des Promotionsverfahrens schriftlich
bei der Dekanin oder beim Dekan. Dem Antrag sind
die folgenden Unterlagen beizufügen:

1. die Dissertation in dreifacher Ausfertigung,
2. eine Erklärung folgenden Wortlauts:

“Ich versichere wahrheitsgemäß, die Dissertation
bis auf die in der Abhandlung angegebene Hilfe
selbstständig angefertigt, alle benutzten Hilfsmit-
tel vollständig und genau angegeben und alles
kenntlich gemacht zu haben, was aus Arbeiten
anderer und eigenen Veröffentlichungen unver-
ändert oder mit Abänderungen entnommen wur-
de.”,

3. im Falle einer Teamarbeit:
Angaben über Namen, Grade und Anschriften
der an der Teamarbeit Beteiligten;
- einen gemeinsamen Bericht der Verfasser

über den Verlauf der Zusammenarbeit, insbe-
sondere über den Anteil der Doktorandin oder
des Doktoranden an der gemeinsamen Arbeit;

- Angaben darüber, ob die anderen an der
Teamarbeit Beteiligten ein Promotions- oder
Habilitationsverfahren beantragt oder abge-
schlossen und dabei Teile der vorgelegten
Arbeit für das eigene Verfahren verwendet
haben,

4.. im Falle einer kumulativen Dissertation:
- eine Abhandlung über den wissenschaftlichen

Zusammenhang;
- Ausdrucke der zu bewertenden Forschungs-

arbeiten,
5. ggf. der Nachweis der Erfüllung der Auflagen

gemäß § 3 Abs. 2-7,
6. ein Vorschlag der Doktorandin oder des Dokto-

randen für die Benennung eines weiteren Prüfers
für die mündliche Prüfung (§ 8 Abs. 1).

(2) Für die Eröffnung des Verfahrens müssen die
Unterlagen gemäß Absatz 1 vollständig vorliegen
und die folgenden Voraussetzungen erfüllt sein:
1. Zugang zum Promotionsverfahren
2. die Annahme als Doktorandin oder Doktorand,
3. es dürfen keine Gründe vorliegen, die eine Ent-

ziehung des Doktorgrades rechtfertigen würden.
Sind die Voraussetzungen erfüllt, so eröffnet die
Dekanin oder der Dekan das Verfahren. Anderenfalls
hat sie oder er die Ablehnung der Doktorandin oder
dem Doktoranden schriftlich mitzuteilen, zu begrün-
den und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
hen.

§ 8
Prüfungsausschuss

(1) Nach Eröffnung des Promotionsverfahrens setzt
das Promotionskollegium einen Prüfungsausschuss
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ein. Dieser besteht in der Regel aus den beiden
Betreuerinnen oder Betreuern als Gutachterin oder
Gutachter und einer weiteren Prüferin oder einem
weiteren Prüfer für die mündliche Prüfung. Der Vor-
schlag der Doktorandin oder des Doktoranden für die
weitere Prüferin oder den weiteren Prüfer kann nur in
begründeten Fällen abgelehnt werden.

(2) In besonderen Fällen (bspw. bei interdisziplinären
Arbeiten und sehr spezifischen Themenstellungen)
kann durch das Promotionskollegium eine weitere
Gutachterin oder ein weiterer Gutachter zum Mitglied
des Prüfungsausschusses bestellt werden. Diese
oder dieser kann auch Mitglied einer anderen Fa-
kultät oder Universität sein.

(3) Prüferin oder Prüfer und Gutachterin oder Gut-
achter müssen Professorinnen oder Professoren
oder habilitiert sein. Mindestens zwei Mitglieder des
Prüfungsausschusses sind Professorinnen oder
Professoren.

(4) In begründeten Ausnahmefällen kann eine aus-
wärtige Professorin oder ein auswärtiger Professor
als Prüferin oder Prüfer bestellt werden.

(5) Den Vorsitz im Prüfungsausschuss führt eine von
der Dekanin oder dem Dekan bestellte Professorin
oder ein bestellter Professor der Fakultät für Wirt-
schaftswissenschaften der Universität Bielefeld, die
oder der Mitglied des Prüfungsausschusses ist.

§ 9
Rücktritt

Die Doktorandin oder der Doktorand kann zurück-
treten und ihre oder seine Arbeit zurückziehen, so-
lange der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses noch kein Gutachten vorliegt. Das bisheri-
ge Verfahren gilt dann als nicht durchgeführt.

§ 10
Beurteilung

(1) Jede Gutachterin oder jeder Gutachter fertigt
innerhalb von drei Monaten nach Eröffnung des
Verfahrens ein Gutachten über die Dissertation an, in
dem sie oder er dem Promotionskollegium die An-
nahme, Überarbeitung oder Ablehnung der Arbeit
vorschlägt. Die Dekanin oder der Dekan kann eine
Verlängerung der Fristen beschließen.

(2) Empfiehlt eine Gutachterin oder ein Gutachter die
Annahme der Arbeit, so hat sie oder er sie mit einer
der folgenden Noten zu bewerten:
magna cum laude,
cum laude,
rite.

Außergewöhnliche Leistungen können mit der Note
summa cum laude bewertet werden.

(3) Die Gutachten sind der Doktorandin oder dem
Doktoranden zugänglich zu machen.

§ 11
Auslegung der Gutachten und Ankündigung von

Sondervoten

(1) Liegen die Gutachten vor, so wird der Doktoran-
din oder dem Doktoranden dies unverzüglich ange-
zeigt und ein Recht zur Stellungnahme zu den Gut-
achten innerhalb von zwei Wochen eingeräumt. Die

Doktorandin oder der Doktorand kann auf das Recht
zur Stellungnahme schriftlich verzichten.

(2) Nach Ablauf dieser Frist macht die Dekanin oder
der Dekan unter schriftlicher Benachrichtigung der
promovierten Mitglieder der Fakultät die Arbeit, die
Gutachten und gegebenenfalls die Stellungnahme
der Doktorandin oder des Doktoranden durch vier-
wöchiges Auslegen in den Geschäftszimmern der
Fakultät zugänglich. Die Dekanin oder der Dekan
kann in besonders begründeten Fällen eine Verlän-
gerung dieser Frist um bis zu vier Wochen beschlie-
ßen.

(3) Innerhalb dieser Frist kann jedes promovierte
Mitglied der Fakultät und die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses Einspruch gegen die Beurteilung
der Dissertation einlegen und ein Sondervotum an-
kündigen. Das Sondervotum ist innerhalb von zwei
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist der Deka-
nin oder dem Dekan einzureichen. Wer ein Sonder-
votum vorlegt, hat das Recht, dieses vor dem Pro-
motionskollegium zu erläutern.

§ 12
Annahme oder Ablehnung der Arbeit

(1) Haben alle Gutachterinnen oder Gutachter die
Arbeit zur Annahme empfohlen und liegt kein der
Annahme widersprechendes Sondervotum vor, ist
die Arbeit angenommen. Haben alle Gutachterinnen
oder Gutachter die Arbeit zur Überarbeitung emp-
fohlen und liegt kein der Überarbeitung widerspre-
chendes Sondervotum vor, ist die Arbeit zur Überar-
beitung mit einer Frist von sechs Monaten zurückzu-
geben.

(2) Hat mindestens eine oder einer der Gutachterin-
nen oder Gutachter die Arbeit abgelehnt oder eine
oder einer der Gutachterinnen oder Gutachter die
Arbeit angenommen und die Gutachterin oder der
andere Gutachter die Arbeit zur Überarbeitung
empfohlen oder liegt ein ablehnendes Sondervotum
vor, hat das Promotionskollegium über Annahme,
Überarbeitung oder Ablehnung der Dissertation unter
Berücksichtigung von Abs. 3 zu beschließen.

(3) Vor der Entscheidung gemäß Abs. 2 hat das
Promotionskollegium bei gleicher Anzahl annehmen-
der und ablehnender Gutachten oder sofern eine
oder einer der Gutachterinnen oder Gutachter die
Arbeit angenommen und die Gutachterin oder der
andere Gutachter die Arbeit zur Überarbeitung
empfohlen hat eine weitere Gutachterin oder einen
weiteren Gutachter zu bestellen oder ein auswärtiges
Gutachten einzuholen und der Doktorandin oder dem
Doktoranden davon Mitteilung zu machen. Die Dok-
torandin oder der Doktorand hat die Möglichkeit,
innerhalb von zwei Wochen nach Eingang der Mit-
teilung einen Vorschlag für diese Gutachterin oder
diesen Gutachter zu machen. Dieser Vorschlag ist
für die Entscheidung des Promotionskollegiums nicht
bindend. Für die Anfertigung dieses Gutachtens gilt §
10.

(4) Wird die Dissertation nicht angenommen, so kann
der Doktorandin oder dem Doktoranden gestattet
werden, eine überarbeitete Fassung der Dissertation
erneut einzureichen. Die Frist hierfür legt das Pro-
motionskollegium bis zu einer Maximalfrist von ei-
nem Jahr fest.
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(5) Eine Gutachterin oder ein Gutachter, die oder der
eine Arbeit abgelehnt hat, kann verlangen, dass sie
oder er in der Dissertation nicht als Gutachterin oder
Gutachter aufgeführt wird. Hat das Promotionskolle-
gium die Arbeit abgelehnt, ist das Promotionsverfah-
ren erfolglos abgeschlossen. Die abgelehnte Arbeit,
ihre bei der Fakultät eingereichten Kopien sowie alle
Gutachten verbleiben bei den Akten der Fakultät. Die
Ablehnung ist der Doktorandin oder dem Doktoran-
den schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

(6) Eine Doktorandin oder ein Doktorand, deren oder
dessen Arbeit endgültig abgelehnt wurde, kann nicht
mehr durch die Fakultät für Wirtschaftswissenschaf-
ten der Universität Bielefeld promoviert werden. In
diesem Falle ergeht eine schriftliche Benachrichti-
gung an alle wissenschaftlichen Hochschulen der
Bundesrepublik Deutschland.

§ 13
Mündliche Prüfung

(1) Ist die Arbeit angenommen, so beauftragt die
Dekanin oder der Dekan den Prüfungsausschuss mit
der Durchführung der mündlichen Prüfung, die vor
dem Prüfungsausschuss abgelegt wird. Die Dekanin
oder der Dekan legt in Absprache mit dem Prüfungs-
ausschuss den Termin für die mündliche Prüfung
fest.

(2) Die Dekanin oder der Dekan lädt die Doktorandin
oder den Doktoranden mindestens 14 Tage vor dem
vorgesehenen Termin zur mündlichen Prüfung.
Bleibt die Doktorandin oder der Doktorand der Prü-
fung ohne triftigen Grund fern, so gilt die Prüfung als
nicht bestanden.

(3) Die mündliche Prüfung dauert in der Regel 90
Minuten. Die Doktorandin oder der Doktorand gibt
eine dreißig- bis vierzigminütige Darstellung der
wichtigsten Ergebnisse ihrer oder seiner Arbeit. In
der darauf folgenden Disputation soll die Doktorandin
oder der Doktorand ihre oder seine Arbeit verteidigen
und Zusammenhänge ihrer oder seiner Resultate mit
angrenzenden Gebieten der Wirtschaftswissen-
schaften herstellen.

(4) Die Prüfung ist universitätsöffentlich. Die Vorsit-
zende oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus-
ses kann Fragen von Mitgliedern und Angehörigen
der Fakultät zulassen. Beratung und Festsetzung
des Ergebnisses der Prüfung sind nicht öffentlich.

(5) Der Prüfungsausschuss stellt mit einfacher Mehr-
heit in offener Abstimmung fest, ob die mündliche
Prüfung bestanden ist oder nicht. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme der Vorsitzenden
oder des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses.
Stimmenthaltungen sind unzulässig. Ist die mündli-
che Prüfung bestanden, beurteilt der Prüfungsaus-
schuss deren Ergebnis mit einer der in § 10 Abs. 2
angeführten Noten.

(6) Über die wesentlichen Gegenstände und Ergeb-
nisse der Prüfung und der Beratung wird ein Proto-
koll angefertigt.

§ 14
Wiederholung der mündlichen Prüfung

(1) Ist die mündliche Prüfung nicht bestanden, kann
die Doktorandin oder der Doktorand sie auf Antrag
einmal wiederholen.

(2) Die Doktorandin oder der Doktorand kann sich
frühestens ein halbes und spätestens ein Jahr nach
der erstmaligen mündlichen Prüfung zur Wiederho-
lungsprüfung melden.

§ 15
Festsetzung der Gesamtnote und Bekanntgabe

des Ergebnisses

(1) Die Bewertung der Promotionsleistungen nach §
1 Abs. 1 Satz 1 soll spätestens 6 Monate nach Vor-
lage der Dissertation abgeschlossen sein.

(2) Nach bestandener mündlicher Prüfung findet eine
Schlussbesprechung des Prüfungsausschusses zur
Festsetzung des Gesamtergebnisses statt.

(3) Der Prüfungsausschuss setzt die Gesamtnote
unter Berücksichtigung aller vorliegenden Gutachten
und der Leistungen in der mündlichen Prüfung fest.
Kommt der Prüfungsausschuss zu keiner einhelligen
Beurteilung, so entscheidet er mit der Mehrheit der
Stimmen. § 13 Abs. 5 gilt entsprechend. Die Vorsit-
zende oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus-
ses verkündet der Doktorandin oder dem Doktoran-
den das Ergebnis des Promotionsverfahrens und teilt
ihr oder ihm die Gründe der Entscheidung des Prü-
fungsausschusses mit.

§ 16
Akteneinsicht, Widerspruch

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Pro-
motionsverfahrens wird der Doktorandin oder dem
Doktoranden auf Antrag in angemessener Frist Ak-
teneinsicht gewährt.

(2) Gegen Bescheide, die aufgrund dieser Ordnung
ergehen, kann schriftlich oder zur Niederschrift Wi-
derspruch beim Promotionskollegium eingelegt wer-
den. Das Promotionskollegium hat über den Wider-
spruch zu entscheiden.

§ 17
Veröffentlichung der Dissertation

(1) Die Dissertation ist innerhalb eines Jahres nach
Festsetzung der Prüfungsnote gemäß § 15 zu ver-
öffentlichen.

(2) Aus dem Titelblatt der Dissertation soll ersichtlich
sein, dass die Arbeit als Dissertation zur Erlangung
des Grades eines Doktors der Wirtschaftswissen-
schaften der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften
vorgelegt wurde. Die Gutachterin oder der Gutachter
sollen auf der Rückseite des Titelblattes angegeben
werden. § 12 Abs. 5 ist zu beachten.

(3) Der Dissertation ist ein kurzer Lebenslauf anzu-
fügen.

(4) Ist die Dissertation in einer anerkannten wissen-
schaftlichen Zeitschrift oder als im Buchhandel er-
hältliche Monografie zur Erscheinung angenommen,
wird von der Bestimmung des Absatzes 3 abgese-
hen. Von der Bestimmung des Absatzes 2 kann
abgesehen werden, wenn die entsprechenden An-
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gaben in einer Fußnote oder im Vorwort der Mono-
grafie gemacht wurden.

(5) Die Doktorandin oder der Doktorand ist ver-
pflichtet, die Dissertation der wissenschaftlichen
Öffentlichkeit in angemessener Weise durch Ver-
vielfältigung und Verbreitung zugänglich zu machen.
Diese Verpflichtungen stellen eine Einheit im Sinne
einer wissenschaftlichen Leistung dar. In angemes-
sener Weise der wissenschaftlichen Öffentlichkeit
zugänglich gemacht ist die Dissertation dann, wenn
die Verfasserin oder der Verfasser neben den ge-
mäß § 7 Abs. 1 Nr. 1 für das Prüfungsverfahren
erforderlichen Exemplaren für die Archivierung drei
Exemplare, die auf alterungsbeständigem holz- und
säurefreiem Papier ausgedruckt und dauerhaft halt-
bar gebunden sein müssen, unentgeltlich an die
Hochschulbibliothek abliefert und darüber hinaus die
Verbreitung sicherstellt durch:
entweder
a) die Ablieferung weiterer 80 Exemplare, je-

weils in Buch- oder Fotodruck,
oder
b) den Nachweis der Veröffentlichung in einer

anerkannten wissenschaftlichen Zeitschrift,
oder
c) den Nachweis einer Verbreitung als im Buch-

handel erhältliche Monografie durch einen
gewerblichen Verlag mit einer Mindestauflage
von 150 Exemplaren

oder
d) durch die Ablieferung einer elektronischen

Version, deren Datenformat und deren Da-
tenträger mit der Hochschulbibliothek abzu-
stimmen sind.

Im Fall von a) ist die Hochschulbibliothek verpflichtet,
die überzähligen Tauschexemplare vier Jahre lang in
angemessener Stückzahl aufzubewahren. Im Fall a)
überträgt die Doktorandin oder der Doktorand der
Hochschule das Recht, im Rahmen der gesetzlichen
Aufgaben der Hochschulbibliothek weitere Kopien
von ihrer oder seiner Dissertation herzustellen und
zu verbreiten bzw. in Datennetzen zur Verfügung zu
stellen. Wird eine Dissertation von einem gewerbli-
chen Verlag vertrieben und wird dafür ein Druckkos-
tenzuschuss aus öffentlichen Mitteln gewährt, so ist
eine angemessene Stückzahl von Exemplaren der
Hochschulbibliothek für Tauschzwecke zur Verfü-
gung zu stellen.

§ 18
Aushändigung der Urkunde

(1) Die Promotion wird nach der Veröffentlichung der
Dissertation gemäß § 17 durch Aushändigung der
auf den Tag der mündlichen Prüfung ausgestellten
Urkunde durch die Dekanin oder den Dekan vollzo-
gen.

(2) Die Dekanin oder der Dekan kann die Urkunde
auch dann aushändigen, wenn eine rechtsverbindli-
che Erklärung eines Verlages vorliegt, dass er die
Arbeit zur Veröffentlichung angenommen hat.

(3) Die Aushändigung der Urkunde berechtigt zur
Führung des Doktorgrades.

§ 19
Aberkennung des Doktorgrades

(1) Die Aberkennung des Doktorgrades ist vorzu-
nehmen, wenn die oder der Promovierte bei der
Erbringung der Promotionsleistung eine Täu-
schungshandlung begangen oder wesentliche Vor-
aussetzungen der Promotion vorgetäuscht hat. Der
Doktorgrad kann aberkannt werden, wenn die oder
der Promovierte wegen einer vorsätzlichen Straftat
verurteilt worden ist, bei deren Vorbereitung oder
Begehung sie oder er den Doktorgrad missbraucht
hat. Die Entscheidung trifft die Fakultätskonferenz.

(2) Ergibt sich vor der Vollziehung der Promotion,
dass die Tatbestände von Absatz 1 Satz 1 vorliegen,
so erklärt das Promotionskollegium die Promotions-
leistung für ungültig.

§ 20
Ehrenpromotion

(1) Die Fakultät kann bei Vorliegen besonderer Ver-
dienste auf wirtschaftswissenschaftlichem Gebiet die
Würde eines Doktors der Wirtschaftswissenschaften
ehrenhalber (Dr. rer. pol. h. c.) verleihen. § 1 Abs. 2
gilt entsprechend.

(2) Über die Verleihung entscheiden mit Dreiviertel-
mehrheit die anwesenden Mitglieder der Fakultäts-
konferenz auf Antrag des Promotionskollegiums. Bei
der Abstimmung müssen mindestens zwei Drittel der
Mitglieder der Fakultätskonferenz anwesend sein.

§ 21
Promotionsverfahren im Zusammenwirken mit

einer ausländischen Partneruniversität oder
Partnerfakultät

(1) Die Fakultät für Wirtschaftswissenschaften ver-
leiht den Grad einer Doktorin oder eines Doktors der
Wirtschaftswissenschaften (Dr. rer. pol.) auch im
Zusammenwirken mit einer Partneruniversität oder -
fakultät. Sie wirkt auch an der Verleihung eines ent-
sprechenden akademischen Grades der Partneruni-
versität oder -fakultät mit.

(2) Die Durchführung des Promotionsverfahrens
gem. Absatz 1 setzt ein schriftliches Abkommen mit
einer Partnerinstitution voraus, in dem beide Seiten
sich verpflichten, eine gemeinsame Promotion zu
ermöglichen und Einzelheiten des Zusammenwir-
kens zu regeln.

(3) Für das Promotionsverfahren nach Absatz 1 Satz
1 gelten die Regelungen der §§ 1 bis 18, soweit im
folgenden nichts Abweichendes bestimmt ist. Für die
Mitwirkung nach Absatz 1 Satz 2 gelten die im Ab-
kommen nach Absatz 2 enthaltenen Regeln.

(4) § 3 gilt mit der Maßgabe, dass die Bewerberin
oder der Bewerber einen Abschluss nachweisen
muss, der zur Promotion an beiden Partnerinstitutio-
nen berechtigt.

(5) § 7 Abs. 1 gilt mit der Maßgabe, dass dem Antrag
zusätzlich beizufügen sind:
a) eine Erklärung der Partnerinstitution darüber,

dass die Zulassung zum Promotionsverfahren
befürwortet wird,

b) eine Erklärung der oder des von der Partnerin-
stitution bestimmten Gutachterin oder Gutachter
darüber, dass sie oder er bereit ist, die Disserta-
tion zu begutachten,
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c) der Nachweis über das Studium an der Partner-
institution gem. Absatz 8.

(6) Betreuerin oder Betreuer der Dissertation sind
jeweils ein prüfungsberechtigtes Mitglied der Fakultät
für Wirtschaftwissenschaften und der Partnerinstitu-
tion. Die Erklärungen nach Absatz 5 sollen mit der
Anmeldung des Dissertationsvorhabens dem Pro-
motionskollegium vorgelegt werden.

(7) Während der Bearbeitung muss die Bewerberin
oder der Bewerber mindestens ein Semester als
ordentliche Studentin oder ordentlicher Student bzw.
als Promovendin oder Promovend an der Partnerin-
stitution eingeschrieben sein. Von dieser Vorausset-
zung kann befreit werden, wer an der Partnerinstitu-
tion bereits ein Studium von entsprechender Dauer
absolviert hat.

(8) Die Dissertation wird von jeweils einem prüfungs-
berechtigten Mitglied der Fakultät und einer oder
einem von der Partnerinstitution bestimmten Gut-
achterin oder Gutachter begutachtet. Das Promoti-
onskollegium bestimmt als Gutachterin oder Gut-
achter der Dissertation in der Regel die Betreuerin-
nen oder Betreuer.

(9) Der Prüfungsausschuss besteht nach Maßgabe
des Partnerschaftsabkommens in der Regel aus vier
Prüferinnen oder Prüfern. Zwei sollen Prüfungsbe-
rechtigte der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften
der Universität Bielefeld und zwei sollen Prüfungsbe-
rechtigte der Partnerinstitution sein. Jede Fakultät
muss zumindest mit einer Prüferin oder einem Prüfer
vertreten sein.

(10) Für den Abschluss des Promotionsverfahrens
gilt § 18 mit der Maßgabe, dass eine zweisprachige
Urkunde verliehen wird. Die Dekanin oder der Dekan
der Fakultät unterzeichnet und siegelt den deutschen
Teil. Die Partnerinstitution fertigt ihren Teil der Pro-
motionsurkunde entsprechend den bei ihr geltenden
Regularien aus. In der Urkunde wird auf das grenz-
überschreitende Promotionsverfahren hingewiesen.
In einem Begleitschreiben wird die Kandidatin oder
der Kandidat darauf hingewiesen, dass der Titel nur
entweder in der deutschen Fassung oder in der Fas-
sung des Landes, in dem sich der Sitz der Partnerin-
stitution befindet, verwendet werden darf.

§ 22
Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

Diese Promotionsordnung tritt am Tage nach ihrer
Bekanntgabe im Verkündungsblatt der Universität
Bielefeld – Amtliche Bekanntmachungen- in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Promotionsordnung der Fakultät
für Wirtschaftswissenschaften der Universität Biele-
feld vom 1. März 2001 (Verkündungsblatt der Uni-
versität Bielefeld – Amtliche Bekanntmachungen –
Jahrgang 30, Nr. 4 S. 42) außer Kraft. Sie ist weiter
anzuwenden für alle Doktorandinnen und Doktoran-
den, die vor Inkrafttreten dieser Ordnung zugelassen
worden sind, es sei denn, sie beantragen schriftlich
die Anwendung dieser Promotionsordnung. Der
Antrag ist unwiderruflich.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses der Fakultät
für Wirtschaftswissenschaften der Universität vom
22. Juli 2009.

Bielefeld, den 1. Oktober 2009

Der Rektor
der Universität Bielefeld

Universitätsprofessor Dr.-Ing. Gerhard Sagerer


